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Vorwort
Die wirtschaftliche Sicherung während einer Arbeitsunfähigkeit ist 
für Arbeitnehmer und Selbstständige von existenzieller Bedeutung. 

Arbeitnehmer erhalten zunächst Entgeltfortzahlung von ihrem 
Arbeitgeber (Teil  I), bevor die Krankenkasse mit Krankengeld ein-
tritt (Teil  II). Bei einem Arbeitsunfall wird statt des Krankengeldes 
ein Verletztengeld gezahlt (Teil III). 

Selbstständige, die bei einer gesetzlichen Krankenkasse versichert 
sind, sind vom Krankengeld ausgeschlossen. Durch eine Wahlerklä-
rung kann der Ausschluss vermieden werden. Außerdem bieten  
die Krankenkassen Wahltarife an, die das gesetzliche Krankengeld 
ergänzen.

Dieses Fachbuch greift praxisorientiert die wichtigsten Regelungen 
heraus. Zahlreiche Beispiele ergänzen die Ausführungen und erleich-
tern ein besseres Verständnis der komplexen Rechtsmaterie.

Norbert Finkenbusch
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I

I. Entgeltfortzahlung

1 Voraussetzungen
Die Fortzahlung des Arbeitsentgelts im Krankheitsfall und die Feier-
tagsbezahlung sind für Arbeitnehmer im Entgeltfortzahlungsgesetz 
(EFZG) geregelt. Arbeitnehmer sind Arbeiter, Angestellte sowie die 
zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten (vgl. § 1 Abs. 2 EFZG). Heim- 
arbeiter, Hausgewerbetreibende und ihnen Gleichgestellte erhalten 
im Krankheitsfall keine Entgeltfortzahlung, sondern einen Zuschlag 
zum Arbeitsentgelt (vgl. § 10 Abs. 1 Satz 1 EFZG).

1.1 Persönlicher und sachlicher Anwendungsbereich

Das EFZG ist unabhängig von der Staatsangehörigkeit der Betroffe-
nen auf alle Arbeitsverhältnisse in Deutschland anzuwenden. Auf 
den Wohn- oder Aufenthaltsort des Arbeitnehmers oder des Arbeit-
gebers kommt es nicht an. Das EFZG gilt auch, wenn die außerhalb 
der Bundesrepublik ausgeübte Beschäftigung als Ausstrahlung der 
inländischen Beschäftigung anzusehen ist (vgl. §  4 SGB  IV). Um- 
gekehrt haben Personen, deren Beschäftigung in der Bundesrepublik 
als Einstrahlung im Sinne des §  5 SGB  IV anzusehen ist, keinen 
Anspruch auf Entgeltfortzahlung.

Arbeitnehmer erhalten Entgelt

�� an gesetzlichen Feiertagen (vgl. § 2 EFZG),

�� im Krankheitsfall (vgl. § 3 Abs. 1 EFZG),

�� aufgrund

–– einer nicht rechtswidrigen Sterilisation oder

–– eines nicht rechtswidrigen Abbruchs der Schwangerschaft 
(vgl. § 3 Abs. 2 EFZG),

�� bei einer Spende von Organen, Geweben oder Blut (vgl. §  3a 
EFZG).

Heimarbeiter erhalten

�� einen Zuschlag zum Arbeitsentgelt zur wirtschaftlichen Sicherung 
im Krankheitsfall (vgl. § 10 EFZG) oder

�� die Feiertagsbezahlung (vgl. § 11 EFZG)

(vgl. § 1 Abs. 1 EFZG). Darüber hinaus kann der Anspruch auf Entgelt-
fortzahlung durch vertragliche Vereinbarungen ergänzt werden 
(z. B. in Tarif- oder Arbeitsverträgen).



20	 www.WALHALLA.de

I

I. Entgeltfortzahlung

Leistungen der Sozialversicherung wie Krankengeld, Übergangs-
geld oder Verletztengeld werden während der Entgeltfortzahlung 
nicht erbracht. Der Anspruch darauf „ruht“ (vgl. u. a. §§ 44 Abs. 3, 
49 Abs. 1 Nr. 1 SGB V). Andererseits tritt z. B. die Krankenkasse mit 
Krankengeld ein, wenn der Arbeitgeber während einer Arbeits- 
unfähigkeit die Entgeltfortzahlung zu Recht oder zu Unrecht ver-
weigert.

Geringfügig Beschäftigte (vgl. § 8 Abs. 1 SGB IV) sind nicht von der 
Entgeltfortzahlung ausgeschlossen (vgl. Beispiel 1). Mithin erhalten 
auch

�� Arbeitnehmer in einem auf nicht mehr als drei Monate oder 
70 Arbeitstage befristeten Arbeitsverhältnis (längstens bis zum 
vereinbarten Fristablauf; vgl. § 8 Abs. 2 EFZG) sowie

�� geringfügig beschäftigte Arbeitnehmer, deren Arbeitsentgelt 
regelmäßig im Monat 450 Euro nicht übersteigt,

im Krankheitsfalle das Entgelt fortgezahlt.

Beispiel 1: Geringfügig entlohnte Beschäftigung

Eine Arbeitnehmerin ist geringfügig beschäftigt und erzielt ein 
monatliches Arbeitsentgelt von 450  Euro. Als Ehegattin eines 
Krankenkassenmitglieds ist sie in der Krankenversicherung fami-
lienversichert (vgl. § 10 Abs. 1 Satz 1 SGB V). Wenn die Arbeit-
nehmerin arbeitsunfähig ist, erhält sie von ihrem Arbeitgeber 
das Entgelt fortgezahlt.

Hinweis: Der Anspruch ist auf sechs Wochen begrenzt. Kranken-
geld wird anschließend nicht gezahlt, weil der Anspruch für 
familienversicherte Personen ausgeschlossen ist (vgl. § 44 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1 SGB V).

1.2 Arbeitsverhinderung

Entgelt ist fortzuzahlen, wenn der Arbeitnehmer durch Arbeits- 
unfähigkeit infolge Krankheit ohne Verschulden an seiner Arbeits-
leistung verhindert ist (vgl. § 3 Abs. 1 Satz 1 EFZG). Es ist nicht erfor-
derlich, dass der Arbeitnehmer die Arbeit (erstmalig) tatsächlich 
aufgenommen hat.
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1 Voraussetzungen

I

Der Arbeitsverhinderung durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krank-
heit sind weitere Tatbestände gleichgestellt, die verursacht werden 
durch:

�� eine nicht rechtswidrige Sterilisation

�� einen nicht rechtswidrigen Abbruch der Schwangerschaft (vgl. 
§ 3 Abs. 2 EFZG)

�� eine Spende von Organen, Geweben oder Blut (vgl. § 3a Abs. 1 
Satz 1 EFZG)

1.2.1 Arbeitsunfähigkeit

Der Begriff der Arbeitsunfähigkeit entspricht dem im Krankenver- 
sicherungsrecht verwendeten Begriff.1

Krankheit ist ein regelwidriger Körper- oder Geisteszustand, der die 
Notwendigkeit ärztlicher Heilbehandlung und zugleich oder allein 
Arbeitsunfähigkeit zur Folge hat.2 Als regelwidrig wird ein Zustand 
angesehen, der von der Norm, also vom Leitbild des gesunden Men-
schen, abweicht.3 Behandlungsbedürftigkeit ist gegeben, wenn der 
regelwidrige Zustand ohne ärztliche Hilfe nicht mit Aussicht auf 
Erfolg behoben, mindestens aber gebessert oder vor Verschlimme-
rung bewahrt werden kann oder wenn ärztliche Behandlung erfor-
derlich ist, um Schmerzen oder sonstige Beschwerden zu lindern.

Hinweis:

Die Arbeitsunfähigkeit wird durch einen Arzt festgestellt. Die 
Krankenkasse kann die Arbeitsunfähigkeit durch den MDK 
begutachten lassen, um Zweifel an der Arbeitsunfähigkeit zu 
beseitigen (vgl. § 275 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b SGB V). Der Arbeit-
geber kann die Begutachtung verlangen (vgl. §  275 Abs.  1a 
Satz 3 SGB V). Davon kann die Krankenkasse nur absehen, wenn 
sich die medizinischen Voraussetzungen eindeutig aus ihren 
Unterlagen ergeben (vgl. § 275 Abs. 1a Satz 4 SGB V).

1	 Für die Vertragsärzte ist die Richtlinie des Bundesausschusses der Ärzte und Kranken-
kassen über die Beurteilung der Arbeitsunfähigkeit und die Maßnahmen zur stufen-
weisen Wiedereingliederung (Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie) verbindlich.

2	 BSG, Urteil vom 19.2.2003, B 1 KR 1/02 R
3	 BSG, Urteil vom 20.1.2005, B 3 KR 9/03 R mit weiteren Nachweisen
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Die Arbeitsunfähigkeit besteht auch, wenn die Behandlungsbedürf-
tigkeit beendet ist,4 da die Krankheit die wesentliche Ursache der 
Arbeitsunfähigkeit ist (z. B. bei Erblindung oder beim Defekt eines 
Hilfsmittels). Ein Dauerzustand steht der Annahme von Arbeits- 
unfähigkeit nicht entgegen.5 Davon sind auch Regelwidrigkeiten er- 
fasst, die auf einen Alterungsprozess zurückzuführen sind. Wenn 
diese Regelwidrigkeiten behandlungsbedürftig werden oder Arbeits- 
unfähigkeit bedingen, begründen sie den Versicherungsfall der 
Krankheit.

Die Fortsetzung oder Aufnahme einer Arbeit auf Kosten der Gesund-
heit (Zwischenbeschäftigung) schließt eine Arbeitsunfähigkeit nicht 
aus.6 Dass der Arbeitnehmer möglicherweise eine andere Tätigkeit 
trotz der gesundheitlichen Beeinträchtigung noch ausüben könnte, 
ist unerheblich.7

Hinweis:

Maßstab für die Beurteilung der Arbeitsunfähigkeit ist die zu- 
letzt ausgeübte oder eine ähnlich geartete Beschäftigung oder 
Tätigkeit.8

1.2.2 Sterilisation, Schwangerschaftsabbruch

Der Arbeitsunfähigkeit sind weitere Tatbestände gleichgestellt (vgl. 
§ 3 Abs.  2 EFZG). Als unverschuldete Arbeitsunfähigkeit gilt auch 
eine Arbeitsverhinderung aufgrund einer nicht rechtswidrigen Ste-
rilisation oder eines nicht rechtswidrigen Abbruchs der Schwanger-
schaft (vgl. § 3 Abs. 2 Satz 1 EFZG). Dasselbe gilt für einen rechtswid-
rigen aber nicht strafbaren Abbruch der Schwangerschaft innerhalb 
von zwölf Wochen nach der Empfängnis (vgl. § 3 Abs. 2 Satz 2 EFZG).

Arbeitsunfähigkeit ist nicht nur während der mit dem Eingriff ver-
bundenen ärztlichen Maßnahmen gegeben. Sie besteht auch, wenn 
wegen der Nachwirkungen des Eingriffs nicht gearbeitet werden 
kann. § 3 Abs. 2 EFZG erfasst außerdem die Fälle, in denen eine durch 
die Sterilisation oder den Schwangerschaftsabbruch ausgelöste 
Krankheit Ursache für die Arbeitsunfähigkeit ist.

4	 BSG, Urteil vom 7.12.2004, B 1 KR 10/03 R
5	 BSG, Urteil vom 16.5.1972, 9 RV 556/71
6	 BSG, Urteil vom 17.8.1982, 3 RK 28/81
7	 BSG, Urteil vom 8.2.2000, B 1 KR 11/99 R
8	 BSG, Urteil vom 4.4.2006, B 1 KR 21/05 R
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Nicht rechtswidrig ist

�� eine Sterilisation, wenn sie nach freier Entscheidung der oder des 
Betroffenen vorgenommen wird,

�� ein Schwangerschaftsabbruch, wenn Gefahr für das Leben oder 
Gefahr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung des körper- 
lichen oder seelischen Gesundheitszustandes der Schwangeren 
besteht oder wenn dringende Gründe für die Annahme spre-
chen, dass das Kind an einer nicht behebbaren Gesundheitsschä-
digung leiden würde (medizinische oder eugenische Indikation) 
oder

�� ein Schwangerschaftsabbruch bis zum Ende der zwölften Woche 
nach der Empfängnis (z. B. aufgrund einer Vergewaltigung, einer 
sexuellen Nötigung oder eines sexuellen Missbrauchs von Kin-
dern oder Widerstandsunfähigen; ethische oder kriminologische 
Indikation).

Beim Schwangerschaftsabbruch ist zwischen einem nicht rechtswid-
rigen und einem rechtswidrigen, aber straffreien Schwangerschafts-
abbruch zu unterscheiden. Für die Entgeltfortzahlung wird zwi-
schen diesen Tatbeständen nicht differenziert.9 Der unverschuldeten 
Arbeitsunfähigkeit i. S. des § 3 Abs. 1 EFZG ist deshalb sowohl ein 
nicht rechtswidriger Abbruch der Schwangerschaft als auch ein 
Abbruch der Schwangerschaft innerhalb von zwölf Wochen nach 
der Empfängnis durch einen Arzt gleichzustellen, wenn die schwan-
gere Frau den Abbruch verlangt und dem Arzt durch eine Bescheini-
gung nachgewiesen hat, dass sie mindestens drei Tage vor dem Ein-
griff von einer anerkannten Beratungsstelle beraten wurde (vgl. § 3 
Abs. 2 Satz 2 EFZG).

Hinweis:

Wenn ein Arzt wegen eines Schwangerschaftsabbruchs eine 
Arbeitsunfähigkeit bescheinigt, ist grundsätzlich davon auszu-
gehen, dass ein nicht rechtswidriger Schwangerschaftsabbruch 
oder ein rechtswidriger, aber straffreier Schwangerschaftsabbruch 
vorliegt. In jedem Fall handelt es sich um eine unverschuldete 
Verhinderung an der Arbeitsleistung.

9	 BAG, Urteil vom 5.4.1989
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1.2.3 Organ-, Gewebe- oder Blutspende

Ein Arbeitnehmer erhält Entgeltfortzahlung, wenn er wegen

�� einer Spende von Organen oder Geweben, die nach den §§ 8, 8a 
des Transplantationsgesetzes erfolgt, oder

�� einer Blutspende zur Separation von Blutstammzellen oder ande-
ren Blutbestandteilen im Sinne von § 9 des Transfusionsgesetzes

arbeitsunfähig ist (vgl. § 3a Abs. 1 EFZG). Die Arbeitsverhinderung 
gilt als unverschuldet.10 Die Höhe des Anspruchs richtet sich nach 
dem Anspruch auf Entgeltfortzahlung bei einer Krankheit. Der 
Arbeitnehmer ist verpflichtet, die Arbeitsunfähigkeit gegenüber 
seinem Arbeitgeber nachzuweisen. Eine Wartezeit bei „jungen“ 
Arbeitsverhältnissen wie in § 3 Abs. 3 EFZG ist nicht vorgesehen.

Hinweis:

�� Wenn der Organempfänger bei einer gesetzlichen Kranken-
kasse versichert ist, werden dem Arbeitgeber von dieser die 
Entgeltfortzahlung sowie die Arbeitgeberanteile zur Sozial-
versicherung und zur betrieblichen Alters- und Hinterbliebe-
nenversorgung in voller Höhe erstattet (vgl. § 3a Abs. 2 Satz 1 
EFZG). Es handelt sich um einen eigenständigen Erstattungs-
anspruch unabhängig von der Betriebsgröße des Arbeit- 
gebers. Das Aufwendungsausgleichsgesetz ist nicht anzu-
wenden. Die Erstattung ist zu beantragen.

�� Wenn der Organempfänger bei einem Unternehmen der  
privaten Versicherungswirtschaft versichert ist, erstattet die-
ses dem Arbeitgeber auf Antrag die Kosten in Höhe des tarif-
lichen Erstattungssatzes (vgl. § 3a Abs. 2 Satz 2 EFZG).

Der Anspruch wegen einer Organspende ist vom Anspruch aufgrund 
einer Krankheit abzugrenzen (vgl. Beispiel  2). Vorrangig ist der 
Anspruch wegen einer Organspende zu befriedigen.

10	 BT-Drs. 17/9773, S. 46
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Beispiel 2: Organ-, Gewebe- oder Blutspende

Fall 1:

Ein Arbeitnehmer ist vom 3.5. bis zum 20.6.2018 wegen einer 
Krankheit arbeitsunfähig. Während dieser Zeit unterzieht er 
sich einer Organspende und wäre vom 3.6. bis zum 5.6.2018 an 
der Arbeitsleistung verhindert gewesen.

Anspruch auf Entgeltfortzahlung:

Nach §  3 EFZG (wegen Krankheit): 3.5.–2.6.2018 und 6.6.–
16.6.2018

Nach § 3a EFZG (wegen einer Organ-, Gewebe- oder Blutspende): 
3.6.–5.6.2018

 

Fall 2:

Ein Arbeitnehmer unterzieht sich einer Organspende und ist 
vom 3.6. bis zum 5.6.2018 an der Arbeitsleistung verhindert. Er 
erkrankt am 4.6.2018 unabhängig von der Organspende. Die 
Krankheit verursacht bis zum 20.7.2018 Arbeitsunfähigkeit.

Anspruch auf Entgeltfortzahlung:

Nach § 3 EFZG (wegen Krankheit): 6.6.–17.7.2018

Nach § 3a EFZG (wegen einer Organ-, Gewebe- oder Blutspende): 
3.6.–5.6.2018

Ein Gesundheitsschaden im Verlauf der Spende von Organen, Gewe-
ben oder Blut, welcher über die regelmäßig entstehenden Beein-
trächtigungen hinausgeht und mit der Spende im ursächlichen Zu- 
sammenhang steht, ist ein Arbeitsunfall (vgl. § 12a SGB VII). Damit 
wechselt der Leistungsträger für die Sozialleistungen. Der Anspruch 
auf Entgeltfortzahlung richtet sich vom Zeitpunkt des Leistungs- 
trägerwechsels an nicht mehr nach § 3a EFZG, sondern nach § 3 EFZG 
(vgl. Beispiel 3).11

11	 Damit sind Folgen für den Anspruch auf Erstattung der Arbeitgeberaufwendungen 
verbunden. Der Erstattungsanspruch wegen der Organspende richtet sich nach § 3a 
Abs. 2 EFZG. Der Erstattungsanspruch wegen Krankheit richtet sich nach §§ 1 ff. AAG.
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Beispiel 3: Arbeitsunfall

Ein Arbeitnehmer befindet sich vom 3.6.2018 an wegen einer 
Organspende in stationärer Behandlung. Der Eingriff wird am 
5.6.2018 durchgeführt. Dabei kommt es zu einem Gesundheits-
schaden, für den der Unfallversicherungsträger entschädigungs-
pflichtig ist.

Der Anspruch auf Entgeltfortzahlung richtet sich für die Zeit 
vom 3.6. bis zum 5.6.2018 nach § 3a EFZG. Vom 6.6.2018 an rich-
tet sich der Anspruch nach § 3 EFZG.

1.3 Wartezeit

Der Anspruch auf Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall entsteht frü-
hestens nach vierwöchiger ununterbrochener Dauer des Arbeits- 
verhältnisses bei demselben Arbeitgeber (vgl. § 3 Abs. 3 EFZG).12

Hinweis:

Entgeltfortzahlung nach der Wartezeit wird geleistet, wenn die 
Arbeitsunfähigkeit nach dem Abschluss des Arbeitsvertrages 
eingetreten ist. Die Frist von vier Wochen wird vom vereinbar-
ten Arbeitsbeginn an berechnet. Das gilt auch, wenn das Arbeits-
verhältnis vertraglich an einem Tag beginnt, an dem tatsächlich 
nicht gearbeitet wird (weil es sich z. B. um einen gesetzlichen 
Feiertag handelt).

Die Wartezeit verkürzt nicht die Anspruchsdauer.13 Die vor dem Ablauf 
der Wartezeit liegende Arbeitsunfähigkeit ist nicht auf die Dauer des 
Anspruchs auf Entgeltfortzahlung anzurechnen (vgl. Beispiel 4).14

Beispiel 4: Wartezeit

Sachverhalt 1:

Ein Arbeitnehmer schließt am 4.10.2018 einen Arbeitsvertrag. 
Die Arbeitsaufnahme wird für den 1.11.2018 vereinbart. Der 
Arbeitnehmer ist seit dem 22.10.2018 bis auf weiteres arbeits- 
unfähig krank.

12	 Die Wartezeit kann vertraglich ausgeschlossen oder verkürzt werden.
13	 BAG, Urteil vom 12.12.2001, 5 AZR 248/00
14	 BAG, Urteile vom 26.5.1999, 5 AZR 476/98, 5 AZR 338/98


